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Beschlussvorschlag der Verwaltung:   

Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

 Der Gemeinderat stimmt der Behandlung der zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften „Bahnstadt – Versorgungszentrum“ 
abgegebenen Stellungnahmen (Anlage 02 zur Drucksache) wie in Anlage 01 zur 
Vorlage vorgeschlagen zu. Die Behandlung der Stellungnahmen (Anlage 01 zur 
Drucksache) wird Bestandteil der Begründung. 

 Der Gemeinderat stimmt dem Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 03 zur 
Drucksache) zu. Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

 Der Gemeinderat beschließt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Bahnstadt – 
Versorgungszentrum“ einschließlich der örtlichen  Bauvorschriften (Anlagen 03 und 
04 zur Drucksache) gemäß Paragraph 10 Baugesetzbuch (BauGB) und Paragraph 74 
Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) als Satzung. Die Begründung gemäß 
Paragraph 9 Absatz 8 BauGB (Anlage 05 zur Drucksache) wird beschlossen. 

 

Finanzielle Auswirkungen:  

Bezeichnung: Betrag: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

Der Stadt entstehen keine Kosten. Die Kosten werden vom 
Vorhabenträger übernommen. 

 

  

Einnahmen:  

Keine  

  

Finanzierung:  

Keine  

  

 
 

Zusammenfassung der Begründung:  

Nach der abgeschlossenen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden sowie 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit 
örtlichen Bauvorschriften „Bahnstadt – Versorgungszentrum“ kann nunmehr der 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss erfolgen. 
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Begründung: 

1. Beschreibung des Vorhabens 

Südlich der Czernybrücke soll auf dem von bestehender Eppelheimer Straße und den 
geplanten Straßen Galileistraße, Da-Vinci-Straße und Grüne Meile begrenzten Baufeld C5 ein 
gemischt genutzter Gebäudekomplex entstehen, der neben Einzelhandelsflächen im 
Erdgeschoss auch Wohnungen und Büros beinhaltet. 

Die Firma Unmüssig Bauträgergesellschaft Baden mbH hat für dieses Vorhaben eine Planung 
entwickelt, die die städtebaulichen Vorgaben der Rahmenplanung Bahnstadt berücksichtigt: um 
einen zentralen Platz gruppieren sich drei Baukörper, die im Erdgeschoss neben einem 
Vollsortimenter, einem Discounter und einem Drogeriemarkt kleinere Ladenlokalflächen und 
Gastronomieeinheiten beinhalten. In vier Obergeschossen befinden sich vorrangig Wohnungen. 
Im zur Czernybrücke orientierten Gebäudeteil sollen Büroflächen und im ersten Obergeschoss 
eine Kindertagesstätte entstehen. Der Gebäudekomplex wird mit einer zweigeschossigen 
Tiefgarage unterbaut, deren Erschließung ebenso wie die Anlieferung der 
Einzelhandelsbetriebe über die Da-Vinci-Straße erfolgt. 

2. Planungsrecht 

Das erforderliche Planungsrecht für das Vorhaben soll über die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans geschaffen werden. Der Vorhabenträger hat dafür mit 
Schreiben vom 20.09.2012 die Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens 
beantragt. Gemäß den Leitlinien für mitgestaltende Bürgerbeteiligung in der Stadt Heidelberg 
fand bereits vor Einleitungsbeschluss eine Veranstaltung statt, in der der Vorhabenträger die 
Öffentlichkeit über Ziele und Zwecke der Planung informierte. Die Einleitung des Verfahrens 
wurde am 25.10.2012 vom Gemeinderat beschlossen (Drucksache 0411/2012/BV). Der 
Einleitungsbeschluss wurde am 07.11.2012 im Stadtblatt veröffentlicht. 

3. Frühzeitige Beteiligung zum Vorentwurf 

In der Zeit vom 06.05.2013 bis einschließlich 03.06.2013 fand die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Paragraph 3 Absatz 1 Baugesetzbuch statt. In diesem 
Zeitraum lagen die Planunterlagen im Technischen Bürgeramt der Stadt Heidelberg aus und 
waren im Internet einzusehen. Eine öffentliche Veranstaltung im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung wurde am 16.05.2013 durchgeführt. Von Seiten der Öffentlichkeit wurden in diesem 
Verfahrensschritt keine Äußerungen vorgebracht. 

Zeitgleich erfolgte die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
Durch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden Hinweise und 
Anregungen vorgetragen, die teilweise im Planentwurf berücksichtigt wurden. 
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4. Offenlagebeschluss und öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit örtlichen 
Bauvorschriften 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 13.03.2014 dem Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften zugestimmt und die öffentliche Auslegung der 
Planunterlagen gemäß Paragraph 3 Absatz 2 Baugesetzbuch beschlossen. In der Vorberatung 
im Bau- und Umweltausschuss wurde Klärungsbedarf hinsichtlich der Lage der Freifläche der 
Kindertagesstätte und der Standorteignung (z.B. Korkeiche) einzelner Pflanzen signalisiert. Die 
Rücksprache mit dem Vorhabenträger ergab, dass für die Freifläche der Kindertagesstätte in 
der Planung keine Alternative mit einer ausreichend großen Fläche vorhanden ist. Der 
Lärmeintrag von der Eppelheimer Straße kann durch eine ausreichend hohe Attika reduziert 
werden. Der Nachweis eines ausreichenden Schallschutzes wird im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens erbracht. Die in der Pflanzliste aufgeführten mediterranen Arten 
sind für die Bepflanzung eines Innenhofes vorgesehen und sind grundsätzlich für diesen 
Standort geeignet. 

Die Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung erfolgte am 26.03.2014 im Stadtblatt. 

In der Zeit vom 03.04.2014 bis einschließlich 02.05.2014 bestand die Gelegenheit, den 
Bebauungsplan, die Entwurfsbegründung einschließlich des Umweltberichts, den Vorhaben- 
und Erschließungsplan sowie die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen im 
Technischen Bürgeramt und im Internet einzusehen. Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine 
Stellungnahmen abgegeben. 

Mit Schreiben vom 21.03.2014 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
von der Planung unterrichtet. Im Rahmen dieses Beteiligungsschritts wurden Hinweise 
vorgebracht, die teilweise im Bebauungsplan berücksichtigt wurden, größtenteils jedoch keine 
Relevanz für den Bebauungsplan haben und im Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt 
werden müssen. Diese Hinweise werden an den Vorhabenträger weitergeleitet. Bedenken zur 
Versiegelung und der Pflanzliste wurden in einer gemeinsamen Stellungnahme der Umwelt- 
und Naturschutzverbände LNV, BUND und NABU geäußert. Der Handelsverband Nordbaden 
trug Bedenken zur geplanten Größe der Einzelhandelsfläche des Vorhabens vor. Die 
Stellungnahmen sind als Anlage 02 zur Drucksache beigefügt, die Behandlung der 
Sachverhalte ist in Anlage 01 zur Drucksache dargestellt. 

5. Durchführungsvertrag 

Als wesentlicher Bestandteil eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans muss sich der 
Vorhabenträger zur Durchführung des Vorhabens in einem Durchführungsvertrag verpflichten 
(vergleiche Paragraph 12 Baugesetzbuch).  

Der Abschluss des vom Vorhabenträger unterzeichneten Vertrags ist vor der Beschlussfassung 
über diese Drucksache (Abwägungs- und Satzungsbeschluss) zu beschließen. 

Wesentliche Regelungen des Durchführungsvertrags sind: 

 die Verfügbarkeit der für die Umsetzung des Vorhabens erforderlichen Grundstücke,  

 die Herstellung der notwendigen äußeren Erschließung durch die Stadt Heidelberg, 

 die Tragung der Planungs- und Gutachterkosten durch den Vorhabenträger, 

 die Verpflichtung zur Durchführung des Vorhabens nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplans und des Vorhaben- und Erschließungsplans, 
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 ein Konzept der Barrierefreiheit, 

 die Sicherung eines Wegerechts, 

 die Einhaltung energetischer Vorgaben, 

 Regelungen, die die Bauzeit betreffen, 

 die Durchführung von Ordnungsmaßnahmen. 

6. Satzungsbeschluss 

Nach der Offenlage des Entwurfs und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange erfolgten lediglich redaktionelle Änderungen des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans und in der Begründung. Der bis zur Gründung des Bezirksbeirats Bahnstadt  
zuständige Bezirksbeirat Weststadt/Südstadt wurde in der Vorberatung zum 
Offenlagebeschluss (Drucksache 0029/2014/BV) beteiligt, eine erneute Beteiligung des 
Bezirksbeirats zum Satzungsbeschluss ist nicht vorgesehen.  

Die Inhalte des Vorhaben- und Erschließungsplans blieben gegenüber der Fassung zur 
Offenlage unverändert. Mit dem zu fassenden Satzungsbeschluss werden die Voraussetzungen 
für eine Erteilung der Baugenehmigung für das Vorhaben vorliegen. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des 
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg  

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 
Nummer/n: 
(Codierung)  

+ / - 
berührt: 

Ziel/e: 

SL 12 + Stärkere Funktionsmischung 
SL 13 + Dichtere Bauformen 
  Begründung: 

  

Mit dem Vorhaben soll gemäß den Zielen der Rahmenplanung Bahnstadt 
auf dem Baufeld C5 eine mehrgeschossige, nutzungsgemischte Bebauung 
mit groß- und kleinflächigen Einzelhandelsnutzungen, Dienstleistungen, 
Gastronomie, Wohnungen und Büros realisiert werden. 

  Ziel/e: 

MO 7  „Stadt der kurzen Wege“ und Verkehrsvermeidung fördern 
  Begründung: 

  

Die Integration von Einzelhandelsnutzungen in den zentralen Bereich der 
Bahnstadt ermöglicht kurze Wege zwischen Wohnen und Einkaufen. Die 
ohngebiete der Bahnstadt und Teile Bergheims liegen im 500-Meter-Radius 
des Versorgungszentrums, das somit fußläufig gut erreichbar ist. 

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 

keine 

gezeichnet 
Bernd Stadel 
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Anlagen zur Drucksache: 

Nummer: Bezeichnung  

01 Behandlung der abwägungsrelevanten Stellungnahmen 

02 Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum 
Planentwurf 

03 Vorhaben- und Erschließungsplan  
Anlagen 03.1 bis 03.4 (Teil 1 - 4) 

04 Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften 

05 Begründung zum Bebauungsplan 

06 Städtebauliche Wirkungsanalyse 
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